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Beschlussempfehlungen zu der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB (und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 
4 Abs. 2, 4a Abs. 3 S. 1 BauGB (Frist bis zum 13.05.2019) eingegangenen Stellungnahmen 
und Anregungen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wölfersheim und Gießen im Mai 2019 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
 
BUND KV Wetterau, Dr. Werner Neumann, Stammheimer Straße 8b, 63674 Altenstadt 
und Doris Jensch, NABU KV Wetterau e.V. (11.05.2019) 
BÜNDNIS 90 Die Grünen, Fraktion in der Gemeindevertretung Wölfersheim Dr. Franz 
Grolig, Michael Rückl (12.05.2019) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (08.05.2019) 
Evangelische Kirche Hessen und Nassau (09.05.2019) 
Gemeindevorstand Echzell (02.05.2019) 
Hessen Mobil, Straßen- u. Verkehrsmanagement Gelnhausen (13.05.2019) 
IHK Gießen-Friedberg (10.05.2019) 
Kreisausschuss Wetteraukreis, FD 4.1 Kreisentwicklung (08.05.2019) 
Oberhessengas Netz GmbH (29.04.2019) 
Ortslandwirt Berstadt, Herr Andreas Storck, Friedhofsweg 2, 61200 Wölfersheim, Orts-
bauernverband Berstadt (OBV), Herr Sven Dieffenbach und Herr Lutz Kreß (Vorsitzender 
des OBV), Beundestraße 29, 61200 Wölfersheim 
Jagdgenossenschaft Berstadt, Herr Bernd Jäger, Berstadt, Waschgasse 26, 61200 Wöl-
fersheim (10.05.2019) 
OVAG Netz GmbH, Planung und Projektierung (07.05.2019) 
PLEdoc GmbH (09.04.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (16.05.2019) 
Regionalbauernverband Wetterau-Frankfurt Main (11.05.2019) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (30.05.2019) 
 
 
 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
 

Amt für Bodenmanagement Büdingen (12.04.2019) 
Avacon Netz GmbH (16.04.2019) 
Deutsche Bahn AG (06.05.2019) 
Gemeindevorstand Rockenberg (02.05.2019) 
Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie (11.04.2019) 
Magistrat der Stadt Bad Nauheim (07.05.2019) 
Magistrat der Stadt Hungen (30.01.2019) 
Magistrat der Stadt Reichelsheim (10.04.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst (13.05.2019) 
Rhein-Main Verkehrsverbund (17.04.2019) 
Unitymedia (08.05.2019) 
 

 
 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen: 
 

Botanische Vereinigung 
Bundesamt für Infrastruktur 
Hessen Forst, Forstamt Nidda  
Hessische Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessen Forst  
hessenArchäologie 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie  
Landrat Wetteraukreis Straßenverkehrsbehörde 
Magistrat der Stadt Friedberg 
Magistrat der Stadt Münzenberg 
Magistrat der Stadt Nidda 
Naturschutzbund Deutschland 
OVAG, Geschäftsbereich Wasser 
Oberhessische Versorgungsbetriebe AG, Wasserwerk Inheiden 
Regionaler Verkehrsdienst Wetterau 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Straßenverkehrsbehörde der Gemeinde Wölfersheim 
Uniper Kraftwerke GmbH 
Verband Hessischer Fischer e.V. 
Verkehrsgesellschaft Oberhessen 
Wanderverband 
Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV)  
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2. 
 
 

BUND Kreisverband Wetterau, Dr. Werner Neumann, Stammheimer Straße 8 b, 63674 
Altenstadt und Frau Dr. DorisJensch, NABU KV Wetterau e.V. (11.05.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
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5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu Ziffer 6 bis 56 ist festzustellen, dass keine Verstöße 
gegen geltendes Recht vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen des BBodSchG sind bekannt. Sie stellen aber keine verbindliche Norm 
dar, sondern sind in Abwägung mit anderen Belangen und Rechtsgütern im Einzelfall zu 
prüfen und angemessen umzusetzen. Ein Vorhaben wie das geplante Logistikzentrum kann 
per se nicht im Innenbereich verwirklicht werden. Die Flächeninanspruchnahme richtet sich 
nach dem Erfordernis und entspricht somit dem Gebot der Begrenzung der Bodenversiege-
lung auf das notwendige Maß. 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Art. 26c der Hessischen Verfassung lautet: „Der Staat, die Gemeinden und Gemeinde-
verbände berücksichtigen bei ihrem Handeln das Prinzip der Nachhaltigkeit, um die Interes-
sen künftiger Generationen zu wahren.“ Es handelt sich hierbei um ein Staatsziel, das im 
konkreten Einzelfall mit anderen, ggf. auch in Konflikt stehenden Staatszielen und nachge-
ordneten Rechtsnormen abzuwägen ist, zum Beispiel mit Art. 26d, der die Förderung der 
Infrastruktur als Staatsziel definiert. Welchem Ziel jeweils der Vorrang einzuräumen ist, 
obliegt außerhalb der Bauleitplanung der politischen Entscheidung. Im Rahmen der Bauleit-
planung hingegen ist die Frage nach dem Vorrang Teil der Abwägung und steht der rechtli-
chen Klärung offen. Ein Verstoß gegen die Verfassung ist damit nicht verbunden. 
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Wert der Böden für den Naturhaushalt und für die Landwirtschaft ist bekannt und wurde 
im Umweltbericht schon zum Vorentwurf des Bebauungsplans gewürdigt. Es ist auch un-
strittig, dass die Eingriffserheblichkeit für das Schutzgut Boden hoch ist. Doch ist diese in 
Relation zu setzen zu den fast durchweg überdurchschnittlichen Bodenqualitäten der Wette-
rau, insbesondere in den für einen Logistikpark geeigneten Bereichen in Autobahnnähe, mit 
relativ ausgeglichener Topografie und außerhalb der Auen, des Waldes und hochwertiger 
Offenlandbiotope. Die Wahl des Standortes erfolgt somit nicht in Missachtung des Schutz-
gutes Boden, sondern in Abwägung mit anderen wichtigen Belangen, insbesondere dem 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der Gemeinde und dem Nahversor-
gungsauftrag der Bevölkerung, die zwangsläufig neben den Filialen eines Lagers und der 
Verteilung der Güter bedarf.  
Noch einmal sei betont, dass das Bodenschutzgesetz keine Verbote oder Restriktionen 
enthält, die eine Überplanung des Standortes unzulässig machten. Der Bodenschutz wird 
bis heute in verbindlicher Form allein von der Eingriffsregelung erfasst und unterliegt als 
solcher der Abwägung. 
Die Eingriffsregelung fordert weder Alternativenvergleiche, noch bedingt sie tiefgreifende 
pedologische Untersuchungen, die angesichts der anerkannten Qualität der Böden im Plan-
gebiet auch keine neuen Erkenntnisse erwarten ließen. 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Für die Alternativenprüfung verkennt der Einwender, dass eine Versiegelung von Boden 
nicht erfordert, dass diese alternativlos ist. Offensichtlich wird das Abwägungsgebot dahin-
gehend missverstanden oder fehlinterpretiert. Dieses erfordert, dass alle Belange betrachtet 
und insgesamt in eine Abwägung gestellt werden, wobei der Plangeber berechtigt ist, be-
stimmten Belangen einen Vorzug zu geben. Das „Überwinden“ einzelner Belange, z.B. 
derer der Landwirtschaft durch den Nachweis, dass es gar nicht anders geht, ist dafür nicht 
notwendig. Zudem verkennt der Einwender, dass es sich bei der Prüfung von Alternativen 
im Hinblick auf die Umweltbelange nicht um die Prüfung handelt, ob und in welchem Um-
fang das Projekt an diesem Standort notwendig ist. Vielmehr bezieht sich diese Alterna-
tivenprüfung nur darauf, ob im Rahmen der konkreten Planung z.B. sparsam mit Grund und 
Boden umgegangen wird. Einer echten Alternativenprüfung wie z.B. im Planfeststellungs-
verfahren oder gar nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bedarf es gerade nicht. Da eine Gemeinde 
im Rahmen ihrer Bauleitplanung zudem nur ihr eigenes Gemeindegebiet berücksichtigen 
kann, ergibt sich denklogisch, dass sich Aussagen zur Alternativplanung auch nur auf das 
Gemeindegebiet beschränken. Die überregionale Alternativenprüfung hat einerseits auf 
Ebene der Regionalplanung und auf Ebene der Flächennutzungsplanung stattgefunden. 
Bezogen auf das Gemeindegebiet wurden vorab besiedelte Flächen ausgeschlossen, um 
Ortsdurchfahrten zu vermeiden. In bestehenden Gewerbeflächen waren die erforderlichen 
30 ha nicht verfügbar. Jede Alternativfläche in kurzer Erreichbarkeit der A45 hätte ebenfalls 
landwirtschaftlich genutzte Flächen betroffen. 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Problematik ist bekannt, richtet sich aber an die Landes-, vor allem aber an die Bundes-
politik, da eine wirksame Verringerung des Flächenverbrauchs ohne gravierende Benachtei-
ligung der wirtschaftlichen Entwicklung einzelner Regionen nur bundeseinheitlich möglich 
sein wird. Und auch eine solche bedarf einer sorgsamen Abwägung mit anderen wichtigen 
öffentlichen Belangen, da sie nachhaltige Auswirkungen auf den Wohlstand des Landes und 
seiner BürgerInnen und auch auf das Sozialsystem in Deutschland haben wird. Es ist unbe-
streitbar, dass der fortschreitende Verbrauch gerade landwirtschaftlich genutzter Flächen 
auf Dauer gestoppt werden muss. Dieses Ziel entzieht sich aber den Möglichkeiten einer 
einzelnen Kommune, vor allem, wenn ein Vorhaben - wie das hier geplante - allein schon 
aufgrund seiner Ausdehnung und logistischen Anforderungen nicht durch Maßnahmen der 
Wiedernutzbarmachung oder Innenentwicklung ermöglicht werden kann. 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ansiedlung des Logistikzentrums liegt sehr wohl im öffentlichen Interesse der Gemeinde 
Wölfersheim, da sie vor Ort Arbeitsplätze schafft und für die Kommune wichtige Steuerein-
nahmen generiert. Wenn der Einwender von "Ernährungssicherheit" im Zusammenhang mit 
landwirtschaftlichen Böden schreibt, ist er darauf hingewiesen, dass auf den hier in Rede 
stehenden Böden Rosen und vorwiegend landwirtschaftliche Produkte zum Einsatz in der 
nahe gelegenen Biogasanlage angebaut wurden. 
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13. 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
16. 
 
 
 
17. 
 
 
 

Demgegenüber ist das geplante Logistiklager auch Teil der Kette der Ernährungssicherheit, 
wenn von dort eine ganze Region eines Filialnetzes der Nahversorgung bedient wird.  
 
Zu 12.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird 
nicht geteilt. 
Damit der Bebauungsplan als aus dem Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennut-
zungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) entwickelt angesehen werden kann, wurde ein Reg-
FNP Änderungsverfahren durchgeführt (2. Änderung des RegFNP für die Gemeinde Wöl-
fersheim). Der abschließende Beschluss wurde am 10.04.2019 in der Verbandskammer 
gefasst. Die Genehmigung erfolgt voraussichtlich im Sommer 2019. Zuvor war die Durch-
führung eines Abweichungsverfahrens von den regionalplanerischen Zielen des 
RPS/RegFNP 2010 notwendig, welches im Jahr 2017 erfolgte. Nach der ständigen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts stellt die Durchführung eines Umlegungsverfah-
rens keine Enteignung dar, sondern ist Ausprägung der Sozialgebundenheit des Eigentums 
nach Art. 14 GG. 
 
Zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Für das hier in Rede stehende Aufstellungsverfahren „Logistikzentrum Wölfersheim A 45“ ist 
maßgeblich, dass die planungsrechtlich vorbereiteten und zulässigen Nutzungen grundsätz-
lich ver- und entsorgt werden können. Gespräche mit Behörden und Versorgungsträgern 
wurden parallel zum Aufstellungsverfahren geführt und lassen ebenso wenig wie die im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren seitens der Behörden vorgetragenen Anregungen und 
Hinweise erwarten, dass die Versorgungssicherheit nicht gegeben sein könnte.  
Der angesprochene hohe Trinkwasserbedarf, resp. des Ballungsraumes Rhein-Main, mit 
seinen Folgen für die Entstehungsgebiete und Wasserreserven des Umlandes stellt die 
Region bereits heute vor große Herausforderungen, die in Zukunft nicht geringer werden. 
Die in 2018 stellenweise eingetretenen Versorgungsengpässe durch die langanhaltende 
Trockenheit haben dies bereits deutlich gemacht. Auf allen Ebenen ist die Erarbeitung trag-
fähiger Konzepte für die Wasserversorgung notwendig, die eine Anpassung an den Klima-
wandel beinhalten. Diese können jedoch nicht alleine im Rahmen des vorliegenden Aufstel-
lungsverfahrens erstellt werden. 
Im Detail bedeutet dies: Der mittlere Wasserverbrauch bei ausschließlicher Verwendung 
von Frischwasser liegt bei 3 m³/h. Dies sind ca. 26.280 m³ per anno. Der Trinkwasserver-
brauch in der Gemeinde Wölfersheim wird mit 421.276 m³ per anno für 10.165 Einwohner 
angegeben. Dies entspricht einem Verbrauch von ca. 42 m³ per Anno und Einwohner. Dar-
aus resultiert, dass der Wasserbedarf des Logistikzentrums bei diesem Verbrauch, dem 
Frischwasserverbrauch von 626 Einwohnern entspricht, nicht 8.000. Dies trifft aber nur zu, 
wenn sämtliches benötigtes Wasser aus dem Trinkwassernetz entnommen wird. Geplant ist 
über ein separates Leitungsnetz Brauchwasser für Toiletten, Kühlung, Reinigung etc. einzu-
setzen. Dies geschieht in dem das Rückhaltevolumen für Niederschlagswasser um ca. 
4.000 m³ vergrößert wird.  
[Zu 14. bis 17. vgl. folgende Seite] 
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Damit kann der Trinkwasserverbrauch um etwa 60% reduziert werden. D. h. der Trinkwas-
serverbrauch wird etwa bei 10.520 m³ per anno liegen. Dies wiederum entspräche dem 
Frischwasserverbrauch von ca. 250 Einwohnern. 
 
Zu 14.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Eine Überlastung des Mischwassersystems kann ausgeschlossen werden, da das unbelas-
tete Niederschlagswasser nicht der Kanalisation zugeführt, sondern separat abgeleitet wird. 
Das hierfür erforderliche Rückhaltevolumen für das Niederschlagswasser wird regelkonform 
ermittelt, der zulässige Drosselabfluss eingehalten, sodass keine Schäden am Gewässer-
system zu erwarten sind. Die Einleitung in den Waschbach erfolgt gedrosselt. Die Drosse-
lung ist angepasst auf den natürlichen Abfluss aus dem unversiegelten Gebiet und hat eine 
Größe von 15 l/s*ha (gemäß Vorgabe der UNB). 
Für die geplanten Maßnahmen ist unabhängig vom Bauleitplanverfahren ein wasserrechtli-
ches Genehmigungsverfahren erforderlich. Der Antragsumfang wurde bereits mit der zu-
ständigen Behörde abgestimmt. 
Im Detail: Im Falle eines Starkregens erfolgt zunächst eine Rückhaltung des Oberflächen-
wassers auf dem Grundstück selbst mit Hilfe eines unterirdischen Rückhaltebeckens (Grö-
ße ca. 6.800 m³). Geht die Regenmenge darüber hinaus erfolgt ein Rückstau ins eigene 
Netz des Logistikzentrums. Die Abgabemenge von 15 l/s*ha bleibt hiervon unberührt. Ne-
ben dem erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren muss zudem im Zuge 
des Bauantrages ein Überflutungsnachweis geführt werden. Dieser beschreibt das Abfluss-
verhalten im Starkregenfall. 
Für die durchzuführende Entwässerungsplanung ist insofern davon auszugehen, dass kein 
Niederschlagswasser vom Plangrundstück über den natürlichen Abfluss hinaus abgeleitet 
werden darf. Sämtliches anfallende Niederschlagswasser darf nur in der Größenordnung 
des Niederschlagswasserabflusses erfolgen, der auch von der derzeit landwirtschaftlich 
genutzten Fläche in Richtung Waschbach abfließt. Dies erfordert, dass sämtlicher darüber-
hinausgehender Niederschlagswasseranfall auf dem Grundstück zurückgehalten werden 
muss. Hierzu wird ein unterirdischer Rückhaltebehälter mit einem Fassungsvolumen von ca. 
6.800 m³ erforderlich. Aus diesem Behälter erfolgt dann eine verminderte Abgabe in Höhe 
des natürlichen Abflusses, wodurch eine gleichmäßigere Wasserführung im Waschbach 
erreicht wird. Sämtliches bei Starkregen anfallendes Niederschlagswasser wird also auf 
dem Gelände zurückgehalten und in einer umweltverträglichen Menge abgegeben 
 
Zu 15.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Grundwasserneubildung im Plangebiet wird durch die Bebauung zwar weitgehend un-
terbunden, hat allein schon aufgrund der Größenverhältnisse aber keine regionalen, son-
dern allenfalls lokale Auswirkungen. Diese wiederum werden durch die Rückhaltung und die 
gedrosselte Abführung des Niederschlagwassers durch ein mehrere Hundert Meter langes 
offenes Grabensystem erheblich minimiert, da bei der Mehrzahl der Niederschlagsereignis-
se große Teile des abgeführten Wassers vor Erreichen des Waschbachs im Boden versi-
ckern werden. Die Bestimmungen des WHG werden eingehalten. 
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Zu 16.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die vorhergehenden Ausführungen sind erhebliche Auswirkungen auf den 
Grundwasserhaushalt in der Wetterau auszuschließen. 
Soweit der Einwender die Qualität des Grundwassers anspricht, sei er darauf verwiesen, 
dass ein positiver Aspekt der Herausnahme der Fläche aus der bisher intensiven landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung die deutliche Verminderung eines Nitrateintrags ins Grund-
wasser zeitigt. 
 
Zu 17.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Auswirkungen der Versiegelung auf Grundwasserneubildung und Kleinklima werden im 
Umweltbericht hinreichend behandelt. Im Übrigen sei auf die Ausführungen zu 15. verwiesen. 
 
Zu 18.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt durch den Verlust von versickerungsfähigem 
Boden können per se nur durch Maßnahmen der Rückhaltung und Drosselung minimiert 
werden. Diese sind aber durchaus wirksam, vor allem wenn – wie vorliegend – die Einleite-
stelle für das Niederschlagswasser in das Gewässersystem mehrere Hundert Meter entfernt 
liegt, was über den Jahresgang einen Großteil des anfallenden Wassers zur Versickerung 
bringt. 
 
Zu 19.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Umweltbericht enthält nicht „inzwischen“, sondern bereits in seiner Fassung zum Vor-
entwurf Aussagen zur kleinklimatischen Situation und zu den Auswirkungen des Vorhabens. 
Wie im Umweltbericht dargelegt, sind kleinklimatische Prozesse per se neutral zu bewerten, 
da sie immer auf einen atmosphärischen Ausgleich abzielen. Relevant sind sie dann, wenn 
durch eine Veränderung der Luftqualität oder der Strömungsverhältnisse das menschliche 
Wohlbefinden in Frage steht. Vorliegend bedarf die Frage der Luftfeuchtigkeit keiner Vertie-
fung, weil das Plangebiet kleinklimatisch nicht in Kontakt zu den Ortslagen steht und sich 
die Verhältnisse selbst im Plangebiet gegenüber der jetzigen Situation mit strahlungsinten-
siven, sommertrockenen Ackerflächen gar nicht erheblich ändern werden. Trotz seiner Grö-
ße ist das Logistikzentrum weit davon entfernt, Einfluss auf die kleinklimatischen Verhältnis-
se der Umgebung zu nehmen, geschweige denn auf Ortslagen, die mehrere Kilometer ent-
fernt liegen. 
 
Zu 20.: Die Bedenken werden unter Verweis auf die vorgenannten Ausführungen 
zurückgewiesen. 
 
Zu 21.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Hinsichtlich der Belastungen im öffentlichen Verkehrsnetz kann festgestellt werden, dass 
die im Kontext des Bauvorhabens erzeugten Verkehrsmengen (Neuverkehr) den  
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Emissionspegel tagsüber um 0,2dB bis 4,9 dB erhöhen. Zusätzlich erhöht sich der Emissi-
onspegel in Richtung BAB 45 nachts um 8,1 dB. Im Verlauf der K 181 ergeben sich zwi-
schen den neuen Zufahrten zum Plangebiet und dem Kreuzungsbereich mit der B 455 am 
Tag um 4,9 dB erhöhte Emissionspegel, in der Nacht beträgt die Erhöhung 11,2 dB. Für den 
Römerhof ist keine Erhöhung der Lärmbelastung zu erwarten.  
Für den Ortsteil Geisenheim sind Erhöhungen von weniger als 3 dB(A) zu erwarten, d. h. 
1,1 dB(A) tags und 2,7 dB(A) nachts. Da die maßgeblichen Schwellenwerte von 70 dB(A) 
tags und 60 dB(A) nachts für Wohngebiete nicht überschritten werden, ist diese Erhöhung 
der Lärmbelastung insgesamt hinnehmbar. 
Im Geviert K181, B455 und A45, also der Vorhabenfläche besteht durch diese Ver-
kehrstrassen in Bezug auf Tiere bereits im heutigen Zustand der Fläche eine sehr hohe 
Lärmvorbelastung, die sich nicht signifikant erhöht. 
 
 
Zu 22.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Angaben sind nicht korrekt, da bei der Bewertung des Einflusses von Lichtquellen auf 
Nachtfalter nicht nur die Lichtfarbe, sondern vor allem der UV-Anteil maßgeblich ist. Beim 
Einsatz von LED-Leuchtmitteln sind auch bei 4000 K deutlich geringere Anlockwirkungen 
gegeben als bei Na-Hochdrucklampen. 
Parallel zum Aufstellungsverfahren wird derzeit eine gutachterliche Stellungnahme zur Fra-
ge der Lichtimmissionen bearbeitet. Aufgrund der offenkundig nicht vorhandenen rechtli-
chen Relevanz für das weitab der Ortslagen liegende Gebiet (es gibt für die Maßstabsebene 
der Bauleitplanung im Übrigen auch keine rechtlichen Vorgaben oder Gebietskennwerte), 
dient die Ausarbeitung vor allem als Hilfestellung für die konkrete Planung des Logistikzent-
rums, soll aber eben auch Aussagen zum Erfordernis minimierender Maßnahmen liefern.  
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23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht geteilt. 
Der Einwender verkennt die Instrumentarien des Raumordnungsrechts. Der Regional-
plan/RegFNP ist nur hinsichtlich seiner Ziele insoweit bindend als während seiner nicht 
Raumordnungsverfahren oder Abweichungsverfahren erfolgreich durchgeführt werden. Dies 
ist im ROG und HLPG so gesetzlich angelegt und soll gerade den Änderungsbedürfnissen 
von Planungen Rechnung tragen. Eine Vorbildwirkung für andere Kommunen kann nicht 
entstehen, da hier Einzelfallbetrachtungen erforderlich sind. Umweltverbände können nicht 
gegen jede behördliche Entscheidung klagen, sondern nur gegen solche, die ihre sat-
zungsmäßige Aufgabe betreffen und die Voraussetzungen des UmweltRG erfüllen. Grunds-
ätze der Regionalplanung sind im Bebauungsplanverfahren der Abwägung zugänglich, Ziele 
nicht. 
 
 
 
 
Zu 24.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die bisherigen Ausführungen wird festgestellt, dass der Bebauungsplan 
alle gesetzlichen Vorgaben erfüllt. 
Soweit hier auf die Errichtungsdaten der Läger Rosbach und Hungen abgehoben wird, ist 
dem zu entgegnen, dass nach 35 bzw. 55 Jahren sich nicht nur logistische Anforderungen 
und Technik geändert haben, sondern insbesondere das Verbraucherverhalten/die Ver-
brauchererwartung, dass möglichst viele Produkte in Tagesfrische zu jeder Tageszeit des 
Einkaufs in der Filiale verfügbar sein müssen.  
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25. 
 
 
 
26. 
 
 
 
 
 
 
27. 
 
 
 
 
 
 
28. 
 
 
 
 
 
 
 
29. 
 
 
 
 
30. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 25.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Für die genannten Großvogelarten stellt das Plangebiet einen fakultativen, aber nicht es-
sentiellen Jagdlebensraum dar, der keinerlei Eigenschaften aufweist, die den Verdacht 
begründen würden, dass seine (potenziellen) Funktionen nicht auch in der großräumigen 
Ackerflur außerhalb des Gebiets erfüllt würden. Solche wären beispielsweise eine großflä-
chige Extensivnutzung ohne Pestizideinsatz in Verbindung mit strukturellem Reichtum auf-
grund kleinerer Schlaggrößen. Analog ist die Situation beim Feldhasen einzuschätzen, 
dessen seit Jahrzehnten zu beklagender Bestandsrückgang nicht Folge der Siedlungserwei-
terung, sondern allein der Nutzungsintensivierung in der Agrarlandschaft ist. 
 
Zu 26.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie entsprechen den Angaben des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags. Die angesproche-
nen CEF-Maßnahmen sind zwischenzeitlich beplant und vertraglich gesichert worden. 
 
 
Zu 27.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Ermittlung des Bedarfs an geeignetem Ackerland für CEF-Maßnahmen erfolgt sinnvoll-
erweise anhand der zuvor ermittelten Brutdichte der Feldlerche im engeren Naturraum, 
wodurch kleinräumige und zeitliche Schwankungen im Besatz (zugunsten des Naturschut-
zes) nivelliert werden. Dieses Vorgehen ist auch deshalb sinnvoll, weil bei Feldvögeln eine 
Zerstörung von Fortpflanzungsstätten im Sinne § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG gar nicht er-
folgt, die artenschutzrechtliche Relevanz somit über den „Geist“ der Bestimmung abgeleitet 
wird. Bestehende Vorbelastungen durch den intensiven Ackerbau sind hierbei selbstver-
ständlich nicht zulasten des Vorhabens zu werten. Maßgeblich ist der faktische Wert des 
Gebiets als Bruthabitat für die Feldlerche. 
 
Zu 28.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Aussagen sind nicht korrekt. Die Untersuchungen im Jahr 2017 umfassten ein insge-
samt 300 ha großes, funktional zusammenhängendes Gebiet zwischen Autobahn und Bun-
desstraße, das im Südwesten noch weit über die Kreisstraße hinausreichte. Im Jahr 2018 
wurden die Untersuchungen für den engeren Eingriffsraum noch einmal aktualisiert. Bei der 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs wurden nicht nur bestehende Randeffekte durch die 
Straßen, sondern auch die aufgeführten Einflüsse durch das Vorhaben auf die Feldlerche 
eingestellt. Der Artenschutzbeitrag legt dies ausführlich dar. 
 
 
 
 
 
[Zu 29. und 30. vgl. die folgenden Seiten] 
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zu 29.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zunächst sei darauf hingewiesen, dass die fast 5 ha große Ausgleichsfläche allein den 
artenschutzrechtlichen Erfordernissen geschuldet ist. Eingriffe im Sinne der Eingriffsrege-
lung (also auch gegenüber Arten, die nicht von den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 
BNatSchG betroffen sind) werden durch Ökopunkte und letztlich andere, zusätzliche Maß-
nahmen kompensiert. Dass die artenschutzrechtliche Betrachtung sich auf diejenigen Arten 
konzentriert (eben Feldlerche, Rebhuhn, Grauammer und Feldhamster), die vorliegend 
artenschutzrechtlich relevant sind, ergibt sich aus dem rechtlichen Hintergrund und ist for-
mal geboten. 
Der Einwender lässt mit seinen Äußerungen im Übrigen genau das ökologische Verständnis 
vermissen, das er dem Gutachter attestiert. Funktionalistische Einzelmaßnahmen, wie 
Blühstreifen oder „Lerchenfenster“ haben sich vor allem deshalb als wenig wirksam erwie-
sen, weil sie scheuklappenartig auf spezifische Bedürfnisse einer einzelnen Art ausgerichtet 
sind und außer Acht lassen, dass Feldvögel und andere an die Agrarlandschaft angepasste 
Tierarten eine extensive Bewirtschaftung auf großer Fläche benötigen, um eine Landschaft 
überhaupt besiedeln zu können. Sie alle sind im Zuge der vorgeschichtlichen Besiedlung 
durch den sesshaft werdenden Menschen, spätestens mit den hochmittelalterlichen Ro-
dungsperioden in unser Land eingewandert, weil die neu entstandene Agrarlandschaft ähn-
liche Eigenschaften aufwies wie ihre Urheimat, die Steppen Osteuropas oder Kleinasiens. 
Diesen neuen Lebensraum konnten sie über Jahrtausende besiedeln – nicht, weil der 
Mensch ihnen mit Blühstreifen Gutes tun wollte, sondern weil die Art der Bewirtschaftung all 
diesen Arten half zu überleben. Es ist nur folgerichtig, daraus den Schluss zu ziehen, dass 
eine großflächige, aber kleinteilige, mineraldünger- und pestizidfreie Ackernutzung der Aus-
gleichsflächen nicht nur der Feldlerche dient, sondern auch Rebhuhn, Grauammer und 
Feldhase – und im Übrigen auch Faltern, Heuschrecken, Schwebfliegen, Laufkäfern und 
Spinnentieren, ohne die die Vögel keine Brut aufziehen können. 
Es erstaunt, dass noch in Zeiten der Diskussion um das „Bienensterben“ von Vertretern der 
Naturschutzverbände in Abrede gestellt wird, dass ein sinnvoller Ausgleich für Arten der 
Agrarlandschaft nur auf zusammenhängenden Flächen und nur durch eine Rückführung der 
Ackernutzung auf ein extensives Niveau zu schaffen ist. Der vorgenommene Vergleich mit 
den „30 ha Blühflächen in der Wetterau“ ist schon deshalb nicht aussagekräftig, weil der 
Erfolg dieser Maßnahme nur anhand der Besiedlung der Blühflächen selbst gemessen wird. 
Ob diese die Population der Arten im Bezugsraum tatsächlich erhöhen oder nur „Lockwir-
kung“ für zuvor auf suboptimalen Standorten brütende Tiere zeitigen, bleibt offen. Im Übri-
gen ergeben 20-25 (noch dazu „potenzielle“) Brutpaare der Feldlerche auf 30 ha Blühflä-
chen eine Brutdichte von gerade einmal 0,66 bis 0,83 BP / ha Maßnahmenfläche. Nen-
nenswerte Auswirkungen auf den Gesamtbestand der Art in einer Gemarkung sind hier-
durch nicht zu erwarten. 
 
 
 



 

                                                                                                                                                                                Gemeinde Wölfersheim  “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- § 4(2), 4a(3) S. 1 BauGB 

 

14 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 30.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Ziel der Maßnahme ist nicht die Ansiedlung besagter Arten in einem bislang unbesiedelten 
Landschaftsraum. Das wäre gegenwärtig, wo Feldlerche und Rebhuhn in der Wetterau noch 
in gleichmäßiger Verteilung vorkommen, unrealistisch. Ziel ist stattdessen die Erhöhung der 
Brutdichte auf der Ausgleichsfläche im erforderlichen Maß, wobei deren Größe eine solche 
– im Gegensatz zu Lerchenfenstern und Blühstreifen – auch ermöglicht. Da Dichte und 
Brutstandorte in Abhängigkeit von der im jeweiligen Jahr angebauten Frucht stark schwan-
ken, ist es nicht nur zulässig, sondern geradezu geboten, den Erfolg der Maßnahme durch 
einen großräumigen Vergleich zu evaluieren. Hierzu wird ein Gebiet von rd. 100 ha in das 
Monitoring einbezogen, wodurch dann auch Rückschlüsse auf die Besiedlung der Aus-
gleichsflächen vor Beginn der Maßnahme möglich sind. All dies wurde bereits nach der 1. 
Offenlage dargelegt. Die Bedenken sind unbegründet. 
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31. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
32. 
 
 
 
 
 
 
 
33. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
34. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 31.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 30 wird festgestellt, dass die Bedenken haltlos sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 32.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Ein mögliches Vorkommen des Feldhamsters wurde eingehend überprüft und ausgeschlos-
sen. Auch die angesprochene Verbreitungskarte zeigt im relevanten Bereich keine aktuellen 
Nachweise. Eines worst case-Szenarios bedarf es aufgrund des eindeutigen Befundes nicht. 
 
 
 
 
Zu 33.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Plangebiet ist Teil des Jagdgebiets des Rotmilans, weist aber keinerlei Eigenschaften 
auf, die den Schluss zuließen, es sei für diesen essenziell. Rotmilane befliegen mehrere 
hundert Hektar große Gebiete, jagen opportunistisch und werden in den künftigen gehölz-
bestandenen Saumzonen des Logistikzentrums reiche Nahrungsgründe finden. Das Brut-
vorkommen ist durch das Vorhaben in keiner Weise gefährdet. 
 
 
Zu 34.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Plangebiet wird von den aufgeführten Greifvogelarten ausschließlich zur Nahrungssu-
che aufgesucht. Es besitzt keinerlei Eigenschaften, die es gegenüber der umliegenden 
Ackerlandschaft in seiner Eignung hervorheben würde. Es gibt keinen Grund für die An-
nahme, dass hier jagende Greifvögel, die sich durch eine hohe Mobilität auszeichnen, nicht 
auf andere Landschaftsräume ausweichen könnten. Einer weiterreichenden Untersuchung 
bedarf es folglich nicht. 
 
 



 

                                                                                                                                                                                Gemeinde Wölfersheim  “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- § 4(2), 4a(3) S. 1 BauGB 

 

16 

 
 
35. 
 
 
 
 
 
 
 
 
36. 
 
 
 
 
 
 
37. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
38. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 35.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Dies 
betrifft ausdrücklich auch Rastvögel. 
Der Mornellregenpfeifer ist eine Limikole, die in Hessen nicht brütet, sondern im Spätsom-
mer/Frühherbst das Gebiet nur durchzieht. Rund 90 % der Vögel gehen dabei nicht nieder, 
sondern fliegen über Hessen/Deutschland „non stop“ hinweg. Die Art ist nicht selten, sie 
rastet nur nicht häufig in Hessen, wobei sich die Auswahl der Rastgebiete vor allem an der 
Höhenlage orientiert. Angesteuert werden durchweg strukturarme Ackerbaulandschaften. 
Kulissenwirkungen durch Gehölze, Waldränder oder Siedlungen sind als relevant einzustu-
fen. Das Meideverhalten der Art liegt allerdings unter dem der Gänse – zumal der Mornell-
regenpfeifer, anders als die Gänse, gegenüber Störungen weitgehend unempfindlich ist. Die 
Bewertungen implizieren somit das Anspruchsprofil der Art. 
 
Zu 36.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 25-35 ist festzustellen, dass alle relevanten Arten im 
Artenschutzbeitrag hinreichend und fachlich korrekt behandelt wurden. Bestehende Vorbe-
lastungen sind artenschutzrechtlich nicht „herauszurechnen“. Ausschlaggebend für die 
Beurteilung ist – sofern keine widerrechtlichen Nutzungen erfolgen – allein der aktuelle 
Zustand des Gebietes. 
 
Zu 37.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz folgt der Hessischen Kompensationsverordnung und ist 
korrekt. Es sei darauf hingewiesen, dass diese im Rahmen der Bauleitplanung keinerlei 
Verbindlichkeit besitzt, der Planungsträger mithin auch andere Verfahren einsetzen oder auf 
solche ganz verzichten könnte. 
 
Zu 38.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Für die Alternativenprüfung verkennt der Einwender, dass eine Versiegelung von Boden 
nicht erfordert, dass diese alternativlos ist.  Offensichtlich wird das Abwägungsgebot dahin-
gehend missverstanden oder fehlinterpretiert. Dieses erfordert, dass alle Belange betrachtet 
und insgesamt in eine Abwägung gestellt werden, wobei der Plangeber berechtigt ist, be-
stimmten Belangen einen Vorzug zu geben. Das „Überwinden“ einzelner Belange, z.B. 
derer der Landwirtschaft durch den Nachweis, dass es gar nicht anders geht, ist dafür nicht 
notwendig. Zudem verkennt der Einwender, dass es sich bei der Prüfung von Alternativen 
im Hinblick auf die Umweltbelange nicht um die Prüfung handelt, ob und in welchem Um-
fang das Projekt an diesem Standort notwendig ist. Vielmehr bezieht sich diese Alterna-
tivenprüfung nur darauf, ob im Rahmen der konkreten Planung z.B. sparsam mit Grund und 
Boden umgegangen wird. Einer echten Alternativenprüfung wie z.B. im Planfeststellungs-
verfahren oder gar nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bedarf es gerade nicht.  
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Da eine Gemeinde im Rahmen ihrer Bauleitplanung zudem nur ihr eigenes Gemeindegebiet 
berücksichtigen kann, ergibt sich denklogisch, dass sich Aussagen zur Alternativplanung 
auch nur auf das Gemeindegebiet beschränken. Die überregionale Alternativenprüfung hat 
einerseits auf Ebene der Regionalplanung und auf Ebene der Flächennutzungsplanung 
stattgefunden. Bezogen auf das Gemeindegebiet wurden vorab besiedelte Flächen ausge-
schlossen, um Ortsdurchfahrten zu vermeiden. In bestehenden Gewerbeflächen waren die 
erforderlichen 30 ha nicht verfügbar. Jede Alternativfläche in kurzer Erreichbarkeit der A45 
hätte ebenfalls landwirtschaftlich genutzte Flächen betroffen. 
Hinsichtlich der Gießener Konversionsfläche war diese Gegenstand der Alternativenprüfung 
auf Zielabweichungsebene und Ebene der Änderung des RegFNP. Die Stadt Gießen hatte 
die Ansiedlung aufgrund erwarteter Widerstände der Umweltverbände und nachrangig we-
gen der erforderlichen Höhe des Gebäudes abgelehnt. Danach schied diese Fläche als 
Alternative aus. 
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39. 
 
 
 
 
40. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
41. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 39.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Flächenzuschnitt ist im Hinblick auf die geplante Maßnahme ein unbedingt zu beach-
tendes Kriterium. Im Hinblick auf die Verfügbarkeit wurde das Grundstück gewählt, wie es 
dem Bebauungsplan zugrunde liegt. Der Sachverhalt ist in der Begründung Ziffer 2, Seite 
17, dargestellt. 
 
Zu 40.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen zu Ziffer 38 
 
Zu 41. bis 42: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Entwässerungskonzept bezüglich der Ableitung des Niederschlagswassers ist ab-
gestimmt mit der Unteren Wasserbehörde des Wetteraukreises, Fachdienst Wasser- und 
Bodenschutz. 
 
Festgelegt ist, dass von dem Plangrundstück maximal abgeleitet werden darf, was dem 
natürlichen Abfluss des unbefestigten Geländes entspricht. Dies wurde vorgegeben mit 
einem Berechnungsregen von r = 15 l/sec x ha. Bezogen auf die Größe des Plangrund-
stücks (300.000 m²) entspricht dies einem maximal zugelassenen Abfluss von 450 l/sec. 
Dieser Abfluss und nur dieser wird dem Waschbach zugeführt und verändert damit nicht die 
Menge des bisher dem Waschbach zufließenden Niederschlagswassers. 
Sämtliche durch die Versiegelung sich einstellende Mehrmenge des Niederschlagswassers 
muss auf der Grundlage des bestehenden Regelwerkes der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., Arbeitsblatt DWA 117 in Verbindung mit Ar-
beitsblatt DWA 166 bemessen und auf dem Grundstück zurückgehalten werden. 
Im Zuge der Antragsplanung für das Projekt wird ein entsprechender Nachweis zu führen 
sein. Im derzeit bestehenden Entwässerungskonzept ist vorgesehen, das Niederschlags-
wasser, welches über den natürlichen Abfluss hinausgeht, auf dem Grundstück in einem 
unterirdischen Behälter zurückzuhalten. 
 
Das voraussichtliche Rückhaltevolumen wird bei ca. 6.800 m³ liegen. 
 
Im Übrigen stellt das Konzept der Entwässerung zum Bebauungsplan keine Genehmi-
gungs-grundlage dar, sondern gibt die zu beachtenden Rahmenbedingungen vor. Bei der 
Realisierung der Maßnahme sind die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen 
einzuholen.  
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42. 
 
 
 
 
 
43. 
 
 
 
 
 
44. 
 
 
 
 
 
45. 
 
 
 
 
 
 
46. 
 
 
 
 

 
Im Bereich des Rückhaltebeckens wird eine Abwasserreinigungsanlage (Typ Sedipipe) an-
geordnet, damit grobe Verunreinigungen und Schwebstoffe sich absetzen können und nicht 
in den Regenwasserkanal bzw. den Waschbach eingeleitet werden. 
Die Abwasserreinigungsanlage kann sowohl vor, als auch hinter dem Regenrückhaltebe-
cken angeordnet werden. Dies insbesondere, da hinter dem Regenrückhaltebecken nur die 
reduzierte Wassermenge abgeleitet wird (450 l/sec) und damit die Abwasserbehandlungs-
anlage für diesen Abfluss bemessen werden kann.  
Darüber hinaus dient die Abwasserbehandlung dazu, das rückgehaltene Niederschlags-
wasser auch als Brauchwasser für das Gebäude zu nutzen. Für diese Brauchwassernut-
zung ist ein weiterer unterirdischer Behälter mit einem Fassungsvermögen von ca. 4.000 m³ 
geplant. Mit dieser Maßnahme wird der Frischwasserverbrauch des geplanten Objekts er-
heblich reduziert. 
Zusätzlich ist in dem Wasserrechtsantrag die Qualität des behandelten Niederschlagswas-
sers auf der Grundlage des DWA-Arbeitsblattes M 153, Handlungsempfehlungen zum Um-
gang mit Regenwasser nachzuweisen, um die Voraussetzungen für die Einleitung in den 
Waschbach zu erfüllen. 
 
Für den Wasserbedarf für die Kühlaggregate, die derzeit als Verdunstungsverflüssiger ge-
plant sind, wird Brauchwasser genutzt, wie auch für Toilettenspülungen und Reinigungs-
zwecke. 
 
Von der Gesamtbrauchwassermenge wird ein Großteil, z. B. die erforderlichen Wasser-
mengen für die Verdunstungsverflüssiger verdunstet und nicht dem Schmutzwasserkanal 
zugeführt. 
 
Die abzuführende Schmutzwassermenge ist unter Berücksichtigung von weiteren Planun-
gen der Gemeinde Wölfersheim mit dem Abwasserverband Hungen, der auch für das 
Pumpwerk Berstadt zuständig ist, abgestimmt. 
 
Darüber hinaus ist für die abwasserrechtliche Genehmigung für das Projekt ein Überflu-
tungsnachweis nach DIN 1986-100 „Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstü-
cke“, Abs. 14.9.3 zu führen.  
 
Damit ist sichergestellt, dass die in der Stellungnahme vorgetragenen Bedenken nicht be-
stehen. 
 
Zudem wurde, wie bereits ausgeführt, das Entwässerungskonzept sowohl für den Nieder-
schlagswasser-, als auch für den Schmutzwasserabfluss mit den zuständigen Fachbehör-
den (Untere Wasserbehörde, Wetteraukreis und Abwasserverband Hungen) abgestimmt.  
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Zu 43: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Jahresbedarf an Wasser liegt bei 25.000 m³. Bezogen auf eine Jahresstundenzahl von 
8.760 Stunden ergibt dies eine mittlere Verbrauchsmenge von 3 m³/h. Darin enthalten ist 
sowohl Trinkwasser aus der öffentlichen Leitung als auch Anteile aus der Brauchwassernut-
zung. Bei den 3 m³/h handelt es sich also um einen Mittelwert.  
Unterschiedliche Abnahmemengen sind je nach Jahreszeit (Kühlung etc.) möglich, jedoch 
ändert sich hierdurch der Mittelverbrauch nicht. 
Mit dem vorbeschriebenen Wasser werden Verdunstungsverflüssiger, Kühlanlagen etc. 
betrieben. Das hierzu benötigte Wasser wird zum überwiegenden Teil verdunstet und damit 
nicht dem Schmutzwasserkanal zugeführt. 
Bei der Angabe zu dem abzuleitenden Schmutzwasser von 15 m³/h handelt es sich um 
einen Spitzenwert, der nur bei außerordentlichen Konstellationen anfällt. Das ist bei der 
Dimensionierung des Leitungssystems zu berücksichtigen. 
 
Zu 44: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es wird nicht von einer konkreten Auswirkung auf das Grundwasser ausgegangen. In 
10.2.11 und 10.2.12. der Begründung werden ganz allgemeine, nicht standortbezogene 
generelle Gefahren für den Grundwasserschutz dargestellt. Vorliegend wird aufgrund des 
standortbezogenen Grundwasserabstands eine konkrete Grundwassergefährdung ausge-
schlossen. 
Die geforderten Folgen, z.B. die Barrierewirkung im Grundwasser, werden im Zuge der 
weiterführenden Planung untersucht und in diese mit eingearbeitet. 
 
Zu 45: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Planungen zum Schutz von Boden und Wasser sind getroffen worden. Bei Tankstelle und 
Waschplatz sind Abscheidungsanlagen vorzusehen. Das Waschwasser  der Wagenwasch-
halle wird aufbereitet und wiederverwendet.  
Da auf sämtlichen Verkehrsflächen kein Niederschlagswasser versickert wird, ist auch kein 
Eintrag von schädlichen Stoffen in den Boden zu erwarten. 
 
Zu 46: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es wird versichert, dass auch im weiteren Planungsprozess den Belangen der Landwirt-
schaft Rechnung getragen wird und die Situation durch geeignete Maßnahmen (Ersatz- und 
Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) entschärft wird.  
Mögliche gutachterlich nachgewiesene Existenzgefährdungen werden durch Ersatz- und 
Tauschlandangebote abgewendet.  
Mit allen betroffenen Landwirten ist man in intensivem Kontakt. Die Ersatzflächenakquise 
der Gemeinde ist noch nicht abgeschlossen. Eine Abfrage bei den Bewirtschaftern hinsicht-
lich ihrer prozentualen Betroffenheit in Bezug auf Flächenverlust hat stattgefunden. 
Weitergehende Abstimmungen betreffen die Gemeinde Wölfersheim und die betroffenen 
Landwirte. Die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wird hiervon nicht berührt, die  
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Ergebnisse der Gespräche werden insofern auch nicht in die Begründung zum Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 
 
Zu 47.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die „Zusatzbewertung Landschaftsbild“ wurde in korrekter Weise angewandt und der zu-
sätzliche Kompensationsbedarf angemessen ermittelt. Einer differenzierten Bewertung des 
Anblicks auf die Baulichkeiten von Aussichtspunkten aus dem Taunus bedarf es schon 
wegen der großen Entfernung zum Plangebiet nicht. Die Dominanz des Vorhabens ist von 
diesen aus betrachtet so gering, dass eine erhebliche Beeinträchtigung der Blickbeziehung 
ausgeschlossen werden kann. So liegen die genannten Aussichtspunkte mit 10 km (Johan-
nisberg), 15,5 km (Winterstein) und 16,2 km (Hausberg) allesamt sogar außerhalb des Ra-
dius, der bei Windkraftplanungen Betrachtung findet. 
Es ist im Übrigen aus methodischen Gründen nicht zielführend, eine fachliche Bewertung 
der Eingriffserheblichkeit auf das Landschaftsbild anhand nicht objektivierbarer Kriterien, 
also insbesondere der auch hier geforderten Simulationen vorzunehmen, da deren Betrach-
tung in hohem Maße subjektiven Einflüssen unterliegt. Dass der Umweltbericht darauf ver-
zichtet, ist aus wissenschaftlich-methodischer Sicht kein Mangel, sondern völlig korrekt. 
 
 
 
Zu 48.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Finanzierung der Verkehrsertüchtigungsmaßnahmen im öffentlichen Bereich wird in 
einem städtebaulichen Vertrag geregelt.  
Stauereignisse oder Sperrungen im Zuge der A45 treten unerwartet durch unterschiedliche 
Einflüsse auf und sind nicht auszuschließen. Bei solchen Ereignissen auf der A 45 zwischen 
den beiden Anschlussstellen Wölfersheim und Florstadt würde sich der bestehende Auto-
bahnverkehr (nach Straßenverkehrszählung 2015 rund 29.000 Kfz/24h) auf das unterge-
ordnete Straßennetz verlagern. Hierdurch würden sich bereits heute (auch ohne das Logis-
tikunternehmen) massive Überlastungen auf den Ausweichstrecken ergeben. Diese Situati-
on stellt eine Ausnahmesituation dar. Die Bemessung oder Dimensionierung bezieht sich 
allerdings auf den Regelfall, mit der eine wirtschaftliche Infrastruktur umgesetzt werden soll. 
 
Zu 49.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Angaben sind nicht korrekt, da bei der Bewertung des Einflusses von Lichtquellen auf 
Nachtfalter nicht nur die Lichtfarbe, sondern vor allem der UV-Anteil maßgeblich ist. Beim 
Einsatz von LED-Leuchtmitteln sind auch bei 4000 K deutlich geringere Anlockwirkungen 
gegeben als bei Na-Hochdrucklampen. Mit dem Ziel einer weitgehenden Vermeidung der 
„Lichtverschmutzung“ ist im Übrigen ein Gutachten in Bearbeitung, das die Auswirkungen 
des Vorhabens auf Mensch und Tier einordnen und optimieren soll. 
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Eine deutliche Unterschreitung der Farbtemperatur von 4000 K ist aus Gründen der Arbeits-
sicherheit nicht möglich. Im Übrigen kommen LED-Leuchtmittel zur Anwendung, die im 
Außenbereich bedarfsgerecht geregelt werden. Das heißt, nur im Bedarfsfall werden die 
Außenflächen beleuchtet und danach auf ca. 10 % der Leuchtstärke heruntergeregelt. 
 
Außerdem werden die Leuchten so ausgerichtet, dass sie weitestgehend nur auf das Plan-
grundstück einwirken. Anstrahlungen der Gebäude sind nicht vorgesehen. 
 
Zum Schutz des Vogelschutzgebietes „Wetterau“ ist zudem an der südlichen und südöstli-
chen Plangebietsgrenze ein 1,5 m hoher, bepflanzter Erdwall geplant, der Lichtemissionen 
durch KFZ in das Schutzgebiet verhindert. Die Details zu Anlage und Beflanzung werden im 
städtebaulichen Vertrag geregelt. 
 
 
 
Zu 50.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht geteilt. 
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Zu 51.: Der Hinweis ist zutreffend. 
Der redaktionelle Fehler in Umweltbericht und Begründung hat weder Einfluss auf die sach-
lich richtige Herleitung der Festsetzung im Bebauungsplan, noch behindert er das Ver-
ständnis der Festsetzung oder deren Rückverfolgung in Fachbeitrag und Begründung. Er ist 
damit unerheblich. 
 
Zu 52.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Mit der Einbeziehung der Erweiterungsfläche in das Gewerbegebiet zur Offenlage gelten für 
sie die Festsetzungen zu den nicht überbaubaren Grundstücksflächen analog. Dies schließt 
eine Begrünung ein. Insofern ist die Formulierung im Umweltbericht korrekt. Maßgeblich ist 
aber vor allem, dass die o. g. Widmung Grundlage der Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung 
ist. 
 
Zu 53.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung des Bebauungsplans bezieht sich auf das ausgewiesene Gewerbegebiet, 
innerhalb dessen gemäß der festgesetzten GRZ 20 % als nicht überbaubare Grundstücks-
fläche gelten, dies entspricht rd. 6,0 ha. Diese sind gemäß Festsetzung A 4.1 als Grünflä-
chen anzulegen. Die angesprochenen 3,3 ha sind Teil dieser Fläche aber mit weiterrei-
chenden Festsetzungen wie naturnahe Grünlandeinsaat und Anlage von Kleinhabitaten 
belegt. Der Umweltbericht wird um eine entsprechende Flächenaufstellung ergänzt. 
 
Zu 54.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung nicht geteilt. 
Es wird auf die Abwägung zu diesem Einwender verwiesen und dem vorliegenden Einwen-
der im Rahmen der Mitteilung des Umgangs mit seinen Einwendungen mitgeteilt. 
 
Zu 55.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Einer Überwachung bedürfen nur Maßnahmen, deren Umsetzung oder dauerhafte Gewähr-
leistung offensichtlich durch die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht sichergestellt 
sind. Der Hinweis im Umweltbericht bezieht sich aber nicht auf die artenschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen, die selbstverständlich einem Monitoring unterzogen werden. Dass 
dieses sinnvoll möglich ist, wurde unter „zu 30“ erneut ausführlich dargelegt. 
 
Zu 56.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Einschätzung im Umweltbericht ist völlig korrekt, da zur realistischen Betrachtung der 
Umsetzbarkeit einer Maßnahme auch wirtschaftliche Aspekte und die Frage der Flächen-
verfügbarkeit zu betrachten sind. Eine Entsiegelung in der hier in Rede stehenden Größen-
ordnung müsste massiv in den Baubestand der Ortslagen eingreifen, was angesichts des 
hohen Flächenbedarfs für Bauland abwegig ist. 
 



 

                                                                                                                                                                                Gemeinde Wölfersheim  “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw.- § 4(2), 4a(3) S. 1 BauGB 

 

24 

 
 
 
 
 
 
 
57. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 57.: Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
Bereits im Jahr 2017 wurde ein Abweichungsverfahren von den regionalplanerischen 
Zielen des RPS/RegFNP 2010 durchgeführt. Am 22.09.2017 wurde es mit Maßgaben von 
der Regionalversammlung Südhessen beschlossen (Zielabweichungsbescheid vom 
26.10.2017). Entsprechend dieser Maßgaben wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
die 2. Änderung des RPS/RegFNP für die Gemeinde Wölfersheim durchgeführt. Die Fläche 
für den Logistikpark wird von „Vorranggebiet für die Landwirtschaft" und „Grünfläche - 
Sportanlage" in „Gewerbliche Baufläche, Planung" geändert (ca. 30 ha). Die öffentliche 
Auslegung gern. § 3 (2) /§ 4 (2) BauGB fand vom 20.11.2018 bis 20.12.2018 statt. Der 
Beschluss der Verbandskammer wurde am 10.04.2019 gefasst. Die Regionalversammlung 
Südhessen wird in ihrer Sitzung am 14.06.2019 über die Änderung beraten. Nach Be-
schlussfassung ist der Bebauungsplan aus dem RPS/RegFNP entwickelt. 
 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung mit den im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Naturschutzverbände befasst. Die Gemein-
de Wölfersheim schließt sich im Rahmen ihrer eigenen Abwägung den in der Zielabwei-
chung dargelegten Erwägungen an. 
 
Sie sieht die mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbesondere aus den 
eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben. Die Auswirkungen des Vorhabens 
werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahrens des Regionalen Flächennutzungs-
plans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet, und waren ebenfalls Gegenstand 
der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten Abwägung. Darüber hinaus wer-
den sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungsentscheidung mit dem ihnen 
zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht, um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
Gleichwohl ist sie der Auffassung, dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche 
Entwicklung der Gemeinde Wölfersheim und der Region insgesamt gegenüber den negati-
ven Auswirkungen überwiegen. 
 
Mängel in den Planunterlagen sowie in der Verkehrsplanung sowie der Planung der Abfüh-
rung von Regen- und Abwasser liegen entgegen der vorgebrachten Bedenken nicht vor. 
Auch wurden von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange keine Stellungnahmen 
vorgebracht, die der Planung grundsätzlich entgegen stehen. 
 


